
barer Maßstab für ihre Zulässigkeit; denn die Auffas­
sungen darüber, was hieb- und stichfest ist, decken sich 
keineswegs.

Damit komme ich zum Ausgangspunkt zurück. Ich 
will die Frage der Kosten des zurück genommenen 
Güteantrages hier nicht erneut aufrollen, sondern über­
lasse es dem Leser beider Artikel, zu entscheiden, ob 
meine Auffassung begründet ist oder durch den Ar­
tikel von Heinrich widerlegt wird. Wenn ich mich an 
die Zahl der mir nach Erscheinen des letzteren Artikels 
zugegangenen Äußerungen aus Wissenschaft und Praxis 
sowie an die der Redaktion der „Neuen Justiz“ auf die­
sen Artikel eingereichten Entgegnungen* I) halte, so be­
stärkt mich das in der Meinung, daß keines der von 
Heinrich vorgebrachten Argumente überzeugt.

Ich möchte das lediglich in einem bestimmten 
Punkte nachweisen, und zwar deshalb, weil es sich 
hier in meinem Artikel um das angeblich „erkennbar 
fehlgehende Argument“ handelt, das Heinrich in erster 
Linie Veranlassung gibt, meine Kritik als nicht hieb- 
und stichfest zu erklären. Ich hatte darauf hingewiesen, 
daß es, wenn man der Entscheidung des Obersten 
Gerichts folge, niemals möglich wäre, im Beschwerde­
verfahren die Kosten einer erfolgreichen Beschwerde

*) Zu dem Fragenkomplex „Kostenerstattung bei Rücknahme 
des Güteantrags“ liegen der Redaktion bisher außer zwei 
umfangreichen Beiträgen von Wissenschaftlern und Protokoll­
auszügen über Beratungen der Rechtsanwältekollegien in 
Erfurt und Gera eine weitere Entscheidung des Obersten 
Gerichts vom 29. März 1956 — 2 Zz 16/56 — sowie Beschlüsse 
der Bezirksgerichte Leipzig, Dresden, Karl-Marx-Stadt und des 
Stadtgerichts von Groß-Berlin vor. Während Berlin, Leipzig 
und Karl-Marx-Stadt sich mit z. T. uftterschiedlicher Begrün­
dung der Auffassung von Nathan anschließen, folgt das BG 
Dresden der Meinung des Obersten Gerichts. Das OG selbst 
setzt sich in seiner neuen Entscheidung mit den von Nathan 
in NJ 1956 S. 80 vorgebrachten Argumenten auseinander. — 
Da ein Abdruck all dieser Materialien jedoch zuviel Raum in 
Anspruch nehmen würde, haben wir einen Rechtswissenschaft­
ler gebeten, die Frage unter Berücksichtigung dieser Unter­
lagen in der NJ zu behandeln. Dje Redaktion

dem Beschwerdegegner aufzuerlegen. Heinrich ist über 
diese Unterstellung ungehalten; ein Beschwerdeverfah- 
ren sei ein Erkenntnisverfahren, in dem selbstverständ­
lich der Unterlegene die Kosten trage, und es sei nicht 
ersichtlich, inwiefern das Urteil des Obersten Gerichts 
Anlaß zu jener Unterstellung gegeben habe.

Nun, hören wir das Urteil selbst: „ . . .  da eine Kosten­
erstattung grundsätzlich nur in Verfahren stattfindet, für 
die sie gesetzlich vorgesehen ist (z. B. §§ 91 ff. für das auf 
einem Erkenntnisverfahren beruhende Urteil...)“. Wo 
ist hier schlechthin von einem Erkenntnisverfahren die 
Rede, wie Heinrich es jetzt darstellt?! Nein, das Oberste 
Gericht spricht von der Kostenentscheidung des Ur­
t e i l s  und nicht von der u. U. ganz unabhängig da­
von ergehenden Kostenentscheidung des Beschwerde­
verfahrens, das in vielen Fällen bekanntlich stattfindet, 
ohne daß überhaupt ein Urteil ergeht oder sogar ohne 
daß ein Erkenntnisverfahren vorliegt. Und auch jetzt 
noch verkennt Heinrich die Rechtslage, wenn er 
schreibt, der im Beschwerdeverfahren Unterliegende 
trage die Kosten nach § 91 Abs. 1 ZPO. Das war ja 
gerade der Sinn des Beispiels, daß an sich für 
das Beschwerdeverfahren eine Sondervorschrift exi­
stiert, nämlich § 97 ZPO, daß aber diese Vorschrift 
nur den Fall der erfolglosen Beschwerde im Auge hat, 
eine Kostenentscheidung zugunsten der e r f o l g ­
r e i c h e n  Beschwerdeführers — und n u r zu dessen 
Gunsten — also lediglich dann möglich ist, wenn man 
im Gegensatz zum Obersten Gericht in § 91 die Ver­
körperung eines allgemeinen Prinzips erkennt, das 
auch ohne ausdrückliche Bestimmung in allen nach 
der ZPO denkbaren Verfahren Anwendung findet.

Ich bin nach wie vor der Überzeugung, daß es ein 
Fehler ist, dem Gegner dessen, der einen Güteantrag 
zurücknimmt, den Kostenerstattungsanspruch zu ver­
sagen. Es wäre gut, wenn sich das Oberste Gericht ent­
schließen würde, sich in einer wirklichen Grundsatz­
entscheidung nochmals mit dieser Frage zu befassen.

Der Staatsanwalt sorajt für die Einhaltung; 
der Verordnung über das Erfindungs- und Vorschlagswesen

Von HANS FUCHS, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

I
Der Arbeitsplan des Staatsanwalts muß Hauptauf­

gaben enthalten, die sich aus den Beschlüssen der Partei 
der Arbeiterklasse und aus den Gesetzen, Verord­
nungen und Beschlüssen der Volkskammer bzw. des 
Ministerrats der DDR ergeben; er muß Aufgaben ent­
halten, die das Ziel haben, unseren Staat der Arbeiter 
und Bauern weiter zu festigen. Das gilt auch — und 
nicht zuletzt — für die Tätigkeit des Staatsanwalts auf 
dem Gebiet der Allgemeinen Aufsicht.

Um dieser Forderung gerecht zu werden, wurden die 
Staatsanwälte der Republik auf die Überwachung der 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen über das 
Erfindungs- und Vorschlagswesen hingewiesen. Über 
die große Bedeutung des Erfindungs- und Vorschlags­
wesens für die weitere rasche Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft ist gerade in der jüngsten Zeit außer­
ordentlich viel gesagt und geschrieben worden. Daß 
aber oft nicht den Erfordernissen entsprechend gehan­
delt wird, sollen die folgenden Bemerkungen zeigen.

Die Aufgabe, die Einhaltung der gesetzlichen Bestim­
mungen über das Erfindungs- und Vorschlagswesen zu 
prüfen und, wenn notwendig, Maßnahmen zu ergreifen, 
kann von vielen Seiten her in Angriff genommen wer­
den, wie die sich ständig verändernde Aufgabenstellung 
des Rahmenarbeitsplanes zu dem genannten Komplex 
zeigt:

Für das IV. Quartal 1955 galt es vorwiegend zu 
prüfen, ob die Beschlüsse, Anordnungen und sonstigen 
Entscheidungen der Räte der Bezirke und Kreise der 
VO über das Erfindungs- und Vorschlagswesen in der 
volkseigenen Wirtschaft vom 6. Februar 1953 (GBl.
S. 293) entsprechen. — Für das I. Quartal 1956 stellte 
der Rahmenarbeitsplan u. a. die Aufgabe: „Förderung 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts durch 
Kontrolle der Einhaltung der VO über das Erfindungs­
und Vorschlagswesen. Hierbei ist nicht nur darauf zu 
achten, daß die Vergütungen bezahlt werden, sondern 
vor allem darauf, daß Verbesserungsvorschläge schnell

bearbeitet und, wenn geeignet, eingeführt werden.“ — 
Im II. Quartal wurde begonnen, die Tätigkeit auf dem 
Gebiet des Erfindungs- und Vorschlagswesens mehr und 
mehr vom Standpunkt der Wahrung der Rechte der 
Werktätigen zu entfalten. — Der Rahmenarbeitsplan 
für das III. Quartal 1956 enthält unter der zentralen 
Aufgabe „Strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit und Wahrung der Rechte der Bürger“ u. a. 
folgende Forderung: „Auf dem Gebiet des Erfindungs­
und Vorschlagswesens muß gewährleistet werden, daß 
Verbesserungsvorschläge nicht im Betrieb durch Meister 
usw. zurückgehalten und daß die genutzten Verbesse­
rungsvorschläge den gesetzlichen Bestimmungen ent­
sprechend vergütet werden“. — Im IV. Quartal 1956 
werden die Kräfte der Staatsanwaltschaft vor allem auf 
das Erfindungs- und Vorschlagswesen auf dem Lande, 
insbesondere in den MTS, gelenkt.

II
Es kann nicht die Aufgabe des Staatsanwalts sein, die 

Bestimmungen auf dem Gebiet des Erfindungs- und 
Vorschlagswesens von der technischen Seite her zu 
prüfen. Dazu fehlen ihm die Spezialkenntnisse, und eine 
solche Aufgabenstellung widerspräche auch den Grund­
sätzen der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit. Der 
Staatsanwalt muß jedoch dafür sorgen, daß die von den 
Werktätigen eingereichten Vorschläge nach den gesetz­
lichen Bestimmungen bearbeitet werden. Dabei inter­
essieren ihn z. B. folgende Fragen: Sind arbeitsfähige 
Büros für Erfindungs- und Vorschlagswesen (BfE) vor­
handen? Werden die Verfahrensbestimmungen ein­
gehalten? Erfolgt die Vergütung der genutzten Vor­
schläge nach den festgelegten Sätzen? Sind für die 
Regelung von Streitfällen Schlichtungsstellen gebildet? — 
Bei der Prüfung dieser Fragen mußte leider eine große 
Anzahl von Gesetzesverletzungen festgest.ellt werden. 
Welche Verstöße traten am häufigsten auf?

Zahlreiche Einsprüche und Hinweise des Staats­
anwalts waren schon infolge grober Verstöße gegen
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